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Gemeinnützigkeit: 

Wir wollen kein Glück mehr haben, sondern rechtsstaatliche Sicherheit

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,

Ihre Regierung berät bald ein Jahressteuergesetz II. Wir erwarten, dass die uns versprochene 
Modernisierung des Gemeinnützigkeitsrechts damit endlich angepackt wird, um das außer-
parteiliche Engagement tausender Vereine in Deutschland für Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit abzusichern. Dieses Jahressteuergesetz II ist die letzte Chance, vor der nächsten 
Bundestagswahl die nötigen gesetzlichen Änderungen vorzunehmen. Und nicht nur das: Wir 
sehen es als die letzte Chance für Jahre, Änderungen wie die Einführung neuer gemeinnützi-
ger Zwecke vorzunehmen. Kommende Regierungs-Koalitionen werden argumentieren, das 
Thema sei in der jetzigen Ampelkoalition bereits bearbeitet worden. 

Wir haben uns über maßgeblich von Ihnen beeinflussten Gemeinnützigkeits-Vereinbarun-
gen im Koalitionsvertrag sehr gefreut, aber warten angespannt auf die Umsetzung. Wir bit-
ten Sie als Regierungschef, dafür zu sorgen, dass das Versprechen von der Koalition erfüllt 
wird. Ihre Regierung, Herr Bundeskanzler, hat jetzt die Möglichkeit, das Recht der Zivilge-
sellschaft sturmsicher zu machen. Nur eine tatsächliche Modernisierung jetzt kann verhin-
dern, dass in den nächsten Monaten und Jahren weiterhin immer mehr Vereine sich aus de-
mokratischen Debatten zurückziehen werden.

Viele von uns haben bisher Glück gehabt: Die meisten der 54 Vereine und Stiftungen, die 
Ihnen hier schreiben, sind weiterhin als gemeinnützig anerkannt. Sie fragen sich jährlich 
und mit jeder Steuererklärung, ob das so bleiben wird. Andere Unterzeichner*innen hatten 
Pech: Ihnen wurde die Gemeinnützigkeit bereits aberkannt.

Doch zu unserer aller Mission gehört es, selbstlos für Gemeinwohlinteressen an der politi-
schen Willensbildung mitzuwirken. Wir bringen Vorschläge ein, die wir bezogen auf unsere 
Satzungszwecke für nötig halten. Wir beobachten politische und gesellschaftliche Prozesse 
und kommentieren diese in unterschiedlicher Form.

Was davon gilt als politisches Mittel? Wann überwiegen diese die anderen Aktivitäten, die 
nicht so gewertet werden? Oder ist es für unsere Gemeinnützigkeit schon kritisch, wenn die 
Beteiligung am demokratischen Diskurs nicht nur im Hintergrund stattfindet?
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Ein anderer Ausgangspunkt der Unsicherheit: Deckt unser gesetzlicher gemeinnütziger 
Zweck tatsächlich unsere Arbeit, unsere Anliegen, unsere Mission ab? Bisher können die 
meisten unserer Organisationen mit ihren verschiedenen Zwecken unbehelligt ihrer Arbeit 
nachgehen, aber sicher fühlt sich keiner von uns. Nicht nur das Attac-Urteil mit der Be-
schränkung des Zwecks der politischen Bildung hat die Unsicherheit verstärkt. Weiterhin ist 
nicht klar, was tatsächlich der Zweck der allgemeinen (!) Förderung des demokratischen 
Staatswesens abdeckt. Der Verlust der Gemeinnützigkeit der Volksverpetzer guG, die den 
Zweck Völkerverständigung und Toleranz auf allen Gebieten der Kultur verfolgt, hat erneut 
aufgeschreckt.

Und schließlich wollen wir alle uns in demokratischer Verantwortung bei Gelegenheit im  -  
mer wieder auch über den Kern unserer Mission hinaus engagieren. Gelegenheiten geben 
rassistische oder antisemitische Vorfälle, Wahlergebnisse oder andere gesellschaftliche Er-
eignisse. Auch hier können sich diejenigen unter uns, deren Gemeinnützigkeit bisher nicht 
in Frage gestellt wurde, nie sicher sein, ob eine Prüfung durch ein Finanzamt ergibt, dieser 
Teil unserer Arbeit sei zu groß gewesen.

Wir hören oft, das Problem mit der Gemeinnützigkeit sei doch gar nicht so groß, wenn es 
"nur" Attac, Campact, DemoZ, innn.it, Mastodon, Volksverpetzer und noch ein paar andere 
getroffen habe. Am Ende würden viele Probleme doch spätestens vor Gericht ausgeräumt. 
Doch ein solch Jahre langer Rechtsstreit kostet viel angesichts unserer knappen Ressourcen. 
Wir wollen das Geld unserer Spender:innen sinnvoller ausgeben. Wir wollen einfach unsere 
gemeinnützigen Ziele verfolgen.

Attac, DemoZ und Volksverpetzer haben nicht das Glück gehabt, dass jemand im Finanz-
amt wohlwollend und freundlich prüft. Wir wollen, dass weder unser Gemeinnützigkeitssta-
tus noch der anderer Organisationen von Glück abhängt, sondern von klaren rechtsstaatli-
chen Kriterien.

Da wir ganz verschiedene Vereine, mit verschiedenen Satzungen, Satzungszwecken und tat-
sächlichen Tätigkeiten sind, mit verschiedenen Zielen und Anliegen und Themenfeldern, 
könnte jede weitere Aberkennung als Spezialfall abgetan werden. Für jeden von uns wäre 
die Aberkennung der Gemeinnützigkeit anders begründet. Ein Einzelfall wäre sie dennoch 
nie.

Wir wollen für unsere Arbeit jetzt Rechtssicherheit und Klarheit - denn auch das Bangen 
mit der Steuererklärung und Begründungen gegenüber dem Finanzamt sind bürokratische 
Belastungen. Auf beiden Seiten. Wir wollen nicht vom Wohlwollen einzelner 
Finanzbeamt:innen abhängen, sondern brauchen eine verlässliche Rechtsgrundlage, mit der 
Finanzämter auch Anzeigen gegen unsere Arbeit leicht entkräften können.

Wir setzen uns hiermit nicht nur für uns, sondern für die ganze Vereins- und Stiftungsland-
schaft in Deutschland ein. Wir hören immer wieder von kleinen, ehrenamtlich geführten In-
itiativen, die gar nicht die Kraft und Ausdauer haben, sich auf Glück bei Gemeinnützigkeits-
Entscheidungen zu verlassen. Die schon bei der Anerkennung der Gemeinnützigkeit schei-
tern. Wir hören auch von Freund:innen aus anderen Ländern, wie angespannt dort die Lage 
für zivilgesellschaftliche Organisationen ist, wie kontrollierend und einengend der Staat an-
dernorts agiert. Und wenn wir denen erzählen, dass auch hier der Umgang mit der Gemein-
nützigkeit unsicher ist und oft von Glück abhängt, bekommen sie Sorgen. Denn sie brau-
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chen ein Land, das beweist, dass große Freiräume für zivilgesellschaftliches Handeln die 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit stärken.

Bitte sorgen Sie für klare, gute Regeln und Verlässlichkeit! Tragen Sie dazu bei, dass wir 
und tausende anderer Vereine unserer Arbeit auf sicherer Basis nachgehen können und dass 
Deutschland ein Vorbild für einen liberalen Umgang mit zivilgesellschaftlichen 
Organisationen bleibt. Ein weiterer Abstieg im globalen Civicus-Monitor für Deutschland 
wäre ein fatales Zeichen.

Mit freundlichen Grüßen

• Adopt a Revolution • Aktion 3. Welt Saar
• Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden 

(AGDF) 
• Aktionsgemeinschaft Solidarische Welt 

• Allianz „Rechtssicherheit für politische 
Willensbildung“

• Amadeu Antonio Stiftung

• Animal Rights Watch (ARIWA) • Askoha Deutschland
• Attac • Bewegungsstiftung
• Bund für soziale Verteidigung • Bundesarbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge 

PRO ASYL 
• Bund für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland (BUND)
• Bundesverband Mobile Beratung 

• Bundesverband der Freien Alternativschulen • ByeByeBiblis - Energiewende in der Region 
• Civil Liberties Union for Europe • Coordination gegen Bayer-Gefahren 
• Demokratisches Zentrum Ludwigsburg • Die AnStifter – InterCulturelle Initiativen e.V. 
• European Center for Constitutional and 

Human Rights (ECCHR)
• FIAN Deutschland

• filia.die Frauenstiftung • foodwatch 
• Forum Menschenrechte • Good Move gGmbH a.k.a. Guerrilla 

Foundation 
• Green Legal Impact • Humanistische Union 
• INKOTA-Netzwerk • Initiativkreis Energie Kraichgau 
• innn.it • Interessenvertretung Selbstbestimmt Leben in 

Deutschland 
• KOK - Bundesweiter Koordinierungskreis 

gegen Menschenhandel 
• Komitee für Grundrechte und Demokratie 

• Konzeptwerk Neue Ökonomie • Lesben- und Schwulenverband (LSVD)
• Kultur- und Initiativenhaus Greifswald • medico international
• Netwerk Grundeinkommen Deutschland • OMNIBUS für Direkte Demokratie
• OpenPetition • Oxfam Deutschland
• PowerShift - Verein für eine ökologisch-

solidarische Energie- & Weltwirtschaft 
• Soziale Bildung e.V.

• Solidaritätsdienst International (SODI) • Stiftung Erneuerbare Freiheit
• Tadel verpflichtet!   • Terre des Femmes
• terre des hommes Deutschland • Transpareny International Deutschland
• Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – 

Bund der Antifaschistinnen und Antifaschisten 
(VVN-BdA) 

• Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung - 
WEED 

• Werkstatt für Gewaltfreie Aktion • Wikimedia Deutschland 
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An

OMNIBUS
FÜR DIREKTE DEMOKRATIE



Vier Punkte für ein modernes 

Gemeinnützigkeitsrecht
Eine lebendige Zivilgesellschaft ist das Fundament einer starken Demokratie. Doch 

das geltende Gemeinnützigkeitsrecht bedroht zivilgesellschaftliche Vereine, die sich 

politisch engagieren. Der von der Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) vorgelegte 

Entwurf für ein Demokratiestärkungsgesetz schlägt konkrete Lösungen vor, die die Zi-

vilgesellschaft nachhaltig absichern und stärken. Dieses Policy-Papier von der Allianz 

"Rechtssicherheit für politische Willensbildung", Campact und der GFF baut auf dem 

Gesetzesentwurf auf. 

1. Demokratisches und flexibles Engagement 

Gemeinnützige Vereine und Stiftungen sollten sich gelegentlich zu satzungsfremden 

Zwecken engagieren können. Eine Teilregelung wurde bereits im Januar 2022 in den 

Anwendungserlass zur Abgabenordnung aufgenommen und sollte nun auf die Abga-

benordnung übertragen und konkretisiert werden.

Formulierungsvorschlag:

Ergänzung des § 58 AO um zwei neue Nummern:

[Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass …]

11. eine Körperschaft gelegentlich auch andere steuerbegünstigte Zwecke verfolgt  

als ihre Satzungszwecke,

12. eine Körperschaft gelegentlich auch zu tagespolitischen Themen Stellung nimmt.

Nach der bisherigen Rechtslage dürfen steuerbegünstigte Körperschaften auf tagesaktuelle 

Entwicklungen nur dann kurzfristig reagieren, wenn ihre Satzung den entsprechenden ge-

meinnützigen Zweck vorsieht. Organisationen, die beispielsweise während der Corona-Pan-

demie dennoch schnelle Hilfe leisteten, bewegten sich in einem Graubereich bis zum Er-

scheinen eines BMF-Erlasses, der dieses Engagement ausdrücklich erlaubte.

Mit der Ergänzung des § 58 Nummer 11 AO könnten steuerbegünstigte Körperschaften etwa 

kurzfristig und unbürokratisch praktische Hilfe leisten. § 58 Nummer 12 AO würde auch gele-

gentliches Engagement zu tagespolitischen Themen erlauben, die sich durch ihre Aktualität, 

Relevanz und Neuheit auszeichnen. Eine dauerhafte oder regelmäßige Betätigung zu sat-

zungsfremden Zwecken erfordert weiterhin eine Satzungsänderung.

Unzählige Beispiele aus den letzten Jahren, wie etwa die Flutkatastrophe im Ahrtal, der Uk-

raine-Krieg oder der rassistische Terroranschlag in Hanau, machen deutlich, wie notwendig 

diese Neuregelung ist. Viele Organisationen der Zivilgesellschaft haben sich solidarisch für 

die Gemeinschaft engagiert  – und dafür ihren Gemeinnützigkeitsstatus riskiert. Das muss 

sich dringend ändern.

Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung",

Campact und Gesellschaft für Freiheitsrechte:
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2. Rechtssicherheit für politische Betätigung

Zivilgesellschaftliche Organisationen, die sich für ihre Satzungszwecke politisch en-

gagieren, brauchen Rechtssicherheit. Die bisherige Rechtslage führt zu Selbstzensur 

sowie Entpolitisierung und schadet damit unserer Demokratie.

Formulierungsvorschlag:

Ergänzung des § 52 AO um einen neuen Absatz:

(3) Gemeinnützige Zwecke werden auch dann nach Absatz 1 Satz 1 verfolgt, wenn  

eine Körperschaft sie durch die Mitwirkung an der politischen Willensbildung und der  

Bildung der öffentlichen Meinung fördert.

 

Der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) folgend dürfen sich gemeinnützige Orga-

nisationen nur eingeschränkt politisch betätigen; diese Tätigkeiten müssten im Hintergrund 

bleiben. Die diesbezügliche Rechtsprechung des BFH wurde 2022 in den Anwendungser-

lass zur Abgabenordnung übernommen und ist somit für alle Finanzämter bindend. Durch 

die  dadurch hervorgerufene Rechtsunsicherheit  wird  politisches  Engagement  massiv  be-

schnitten: Aus Angst vor dem Verlust ihres Gemeinnützigkeitsstatus‘ verstummen viele Or-

ganisationen. Es entfallen etwa sachliche Stellungnahmen zu tagespolitischen Themen, poli-

tische Diskussionsveranstaltungen oder der themenbezogene Vergleich von Wahlprogram-

men.

 

Die gesamtgesellschaftliche Willensbildung leidet,  wenn diese vielfältige Bandbreite politi-

scher Aktivitäten verschwindet. Zudem sieht das Grundgesetz vor, dass neben den Parteien 

auch  die  Zivilgesellschaft  auf  die  politische  Meinungs-  und  Willensbildung  einwirkt. 

Bürger*innen, Verbände, Gruppen und Vereinigungen haben ein Recht darauf, die Gesell-

schaft politisch mitzugestalten. Auch auf EU-Ebene ist die demokratische Einbindung der Zi-

vilgesellschaft explizit festgeschrieben.

Im Koalitionsvertrag haben sich SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ausdrücklich das 

Ziel gesetzt, die aktuelle Rechtsunsicherheit zu beenden. Die Reform darf den Umfang politi-

scher Mittel nicht beschränken. Organisationen müssen selbst entscheiden können,      wie 

weit sie sich politisch engagieren. Dabei gilt für gemeinnützige Körperschaften: Sie dürfen 

politische Parteien weder mittel- noch unmittelbar unterstützen, etwa durch Geldspenden, 

Anzeigenkampagnen oder generelle Wahlaufrufe. 

Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung",

Campact und Gesellschaft für Freiheitsrechte:

Policy-Paper: Vier Punkte für ein modernes Gemeinnützigkeitsrecht 2



3. Ergänzung gemeinnütziger Zwecke

Ziel dieser Regelung ist die Absicherung und Stärkung gemeinnützigen Engagements 

in den Bereichen der demokratischen Teilhabe und politischen Bildung, Rechtsstaat-

lichkeit und Grund- und Menschenrechte, Antidiskriminierung, Frieden und gleichbe-

rechtigten Teilhabe. 

Formulierungsvorschlag demokratische Teilhabe und politische Bildung:

Neufassung § 52 Absatz 2 Satz 2 Nummer 24 AO:

24. die allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens einschließlich der 

demokratischen Teilhabe, insbesondere der politischen Bildung im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur bestimmte Einzelinter-

essen staatsbürgerlicher Art verfolgen oder die auf den kommunalpolitischen Bereich 

beschränkt sind die umfassende Unterstützung von einzelnen Parteien oder Wähler-

gemeinschaften verfolgen;

Politische Bildung ist bereits jetzt als gemeinnütziger Zweck anerkannt. Nach dem Attac-Ur-

teil und der Neufassung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung vom Januar 2022 

müssen gemeinnützige Organisationen aber im Sinne „geistiger Offenheit“ stets alle Seiten 

zu Wort kommen zu lassen. Nach dem Anwendungserlass darf politische Bildung nicht dar-

auf gerichtet sein, „die politische Willensbildung und die öffentliche Meinung im Sinne eige-

ner Auffassungen zu beeinflussen“.

Bei zentralen Themen wie Pluralismus oder Erinnerungsarbeit  ist  dies fatal  und kann zu 

einer  „False  Balance“  führen.  Wie  restriktiv  das  Kriterium „geistiger  Offenheit“  ausgelegt 

wird, zeigte zuletzt der Fall des Demokratischen Zentrums Ludwigsburg. Dieses verlor sei-

nen gemeinnützigen Status vorübergehend, weil es Rechtsradikalen den Zugang zu seinen 

Veranstaltungen der politischen Bildung verboten hatte. Das Kriterium wird von Rechtsradi-

kalen  instrumentalisiert,  um demokratisch aktive  Organisationen  einzuschüchtern  –  etwa 

durch direkte Anzeigen bei zuständigen Finanzämtern oder Anträgen der AfD auf Bundes- 

und Landesebene.

Die ausdrückliche Aufnahme der politischen Bildung als gemeinnütziger Zweck ist geboten, 

um keinen Raum für eine einschränkende Auslegung zu lassen. Der Ausschluss von Perso-

nen, die offen rassistische, nationalistische, antisemitische oder sonstige menschenverach-

tende Bestrebungen verfolgen, darf für die Gemeinnützigkeit nicht weiter schädlich sein.

Die explizite Erwähnung der demokratischen Teilhabe dient der Klarstellung, dass das de-

mokratische Staatswesen nicht nur aus staatlichen Institutionen wie Parlamenten und regel-

mäßigen Wahlen besteht. Zivilgesellschaftliche Organisationen sind ein Grundpfeiler unserer 

Gesellschaft. Die hier genannten Zwecke bleiben wie alle gemeinnützigen Tätigkeiten an 

das Gebot der Überparteilichkeit gebunden.
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Durch die Streichung unnötiger Beschränkungen (“im Geltungsbereich dieses Gesetzes”, 

“kommunalpolitischer Bereich”) darf sich ein gemeinnütziger Verein künftig zweifelsfrei mit 

den Beteiligungsverfahren auf kommunaler Ebene beschäftigen, aber auch mit demokrati-

schen Verfahren der EU befassen und internationale Demokratieförderung unterstützen.

Formulierungsvorschlag bürgerschaftliches Engagement:

Neufassung des § 52 Absatz 2 Nummer 25 AO:

25. die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements insbesondere durch die Un-

terstützung  anderer  steuerbegünstigter  Körperschaften  oder  juristischer  Personen 

des öffentlichen Rechts  zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwe-

cke;

Diese Einfügung dient primär der Klarstellung, denn die Förderung des bürgerschaftlichen 

Engagements wurde bereits 2007 als  Zweck eingeführt.  In der Verwaltungspraxis  wurde 

dies allerdings bislang nicht als eigenständiger Zweck behandelt (vgl. AEAO zu § 52 AO Tz. 

2.5) und konnte daher keine ausreichende Wirkung entfalten. Konstitutiv ist die Regelung 

aber für Organisationen wie z.B. Spendenplattformen, die nicht schon für sich genommen 

einen der anderen Zwecke verfolgen, sondern ihre Gemeinnützigkeit aus den jeweils durch 

die unterstützte Körperschaft verfolgten Zwecken ableiten wollen. 

Formulierungsvorschlag Rechtsstaatlichkeit, Grund- und 

Menschenrechte sowie Antidiskriminierung:

Neue Nummer 27 in § 52 Absatz 2 Satz 1 AO:

27. die Förderung der Durchsetzung, Stärkung und Wahrung der Rechtsstaatlichkeit  

und der nationalen und internationalen Grund- und Menschenrechte, insbesondere  

die Förderung der Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund eines Merkmales, das  

in Artikel  3 GG oder einem dem Diskriminierungsschutz dienenden Bundes- oder  

Landesgesetz benannt wird. Das umfasst insbesondere die Bekämpfung des Rassis-

mus und des Antisemitismus sowie der Diskriminierung aufgrund des Geschlechts,  

der sexuellen Orientierung, eines Merkmals der Behinderung oder des sozialen Sta-

tus;

 

Die gemeinnützige Förderung des Einsatzes für Menschenrechte und Antidiskriminierung ist 

dringend geboten. Gerade zivilgesellschaftliche Organisationen und andere gemeinnützige 

Körperschaften,  die sich selbstlos für  Grund- und Menschenrechte und gegen Hass und 

Menschenfeindlichkeit, gegen Rassismus, Antisemitismus und andere Formen von Diskrimi-

nierung einsetzen, sind ein Pfeiler einer demokratischen und friedlichen Gesellschaft. Ihre 

Beiträge sind unerlässlich zur Prävention von Menschen- und Demokratiefeindlichkeit und 

zur Förderung einer Kultur der Gleichberechtigung, der geschlechtlichen und sexuellen Viel-

falt und einer friedlichen und vielfältigen Migrationsgesellschaft. 
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Die Bundesrepublik Deutschland ist durch die Ratifizierung des UN-Zivilpakts, des UN-Sozi-

alpakts und der UN-Menschenrechtskonvention verpflichtet, Menschenrechte nicht nur ein-

zuhalten, sondern aktiv zu fördern. Die Menschenrechte sind ein lebendiges Instrument, das 

sich seit Jahrzehnten ständig weiterentwickelt. Ihre Einhaltung ist nicht durch die Unterzeich-

nung der entsprechenden Abkommen abgeschlossen. 

Aktuell sind zwar viele Menschenrechtsorganisationen als gemeinnützig anerkannt, sie müs-

sen dafür aber Behelfszwecke in der Abgabenordnung finden. So ist selbst das Deutsche In-

stitut für Menschenrechte e.V. – die nationale Einrichtung zur Überprüfung der Einhaltung 

der Menschenrechte – lediglich für die Förderung von Wissenschaft und Forschung sowie 

von Bildung und Erziehung anerkannt. So hat auch der Wissenschaftliche Dienst des Bun  -  

destages 2015 festgestellt: Die Aufnahme der Förderung der Menschenrechte in die Abga-

benordnung würde nicht nur „dem besonderen Gewicht der Menschenrechtsförderung als 

gemeinnütziger Tätigkeit Ausdruck verleihen“. Sie würde Rechtssicherheit für jene Organisa-

tionen schaffen, die sich bisher „unter andere, im Einzelfall mehr oder weniger passende Ka-

talogpunkte einordnen“.

Die ausdrückliche Aufnahme der Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund eines Merkma-

les, das in Artikel 3 Absatz 3 GG oder in einem dem Diskriminierungsschutz dienenden Bun-

des- oder Landesgesetz benannt wird, stellt sicher, dass wichtige gemeinnützige Arbeit in 

diesen Bereichen auch über den konkreten Schutz und die individuelle Hilfe für Betroffene 

hinausgehen darf.  Die Stärkung betroffener Gruppen, die Auseinandersetzung mit gesell-

schaftlichen Strukturen sowie Bildungsarbeit im weiteren Sinne sollten als gemeinnützig an-

erkannt werden.

Formulierungsvorschlag Frieden und gleichberechtigte Teilhabe:

Neue Nummer 28 in § 52 Absatz 2 Satz 1 AO:

28. die Förderung des Friedens und des gesellschaftlichen Zusammenhalts und die  

Förderung der Durchsetzung des Sozialstaatsgebots und der gleichberechtigten Teil-

habe aller Menschen;

 

Ungleichheit in Vermögen und in Einkommen – aber auch in Bildung, Gesundheit und sozia-

ler Absicherung – nimmt stetig zu. Die Überwindung sozialer Ungleichheit bedeutet, dass 

mehr Menschen eine gute Ausbildung erhalten und damit am Arbeitsmarkt und am gesell-

schaftlichen Leben teilnehmen können, Zugang zu Wohnraum haben, eine umfassende Ge-

sundheitsversorgung genießen und ein selbstbestimmtes Leben führen können. Der Einsatz 

für ein gelebtes Sozialstaatsgebot, für gleichberechtigte soziale Teilhabe aller gesellschaftli-

chen Gruppen und für eine volkswirtschaftlich stabile sowie friedliche Gesellschaft sollte da-

her als gemeinnützig anerkannt werden.

Der Einsatz für den Frieden ist ein langfristiges Ziel, das nur durch kontinuierliche Anstren-

gungen erreicht werden kann. Es ist ein Ziel, das für das Wohlergehen aller Menschen von 

grundlegender Bedeutung ist. Die Förderung des Friedens umfasst daher mehr als Völker-

verständigung, die bereits gemeinnützig ist. Ihren historischen Ursprung hat die Friedensar-

beit in der Aussöhnung Deutschlands mit den überfallenen Nachbarländern. 
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Doch längst geht es auch um Friedensbildung in anderen Ländern, um Versöhnungsarbeit 

nach innerstaatlichen  Konflikten wie  in  Südafrika,  Bosnien  oder  Ruanda,  um allgemeine 

Konfliktvorsorge und um Prinzipien gewaltfreier Konfliktbearbeitung, etwa durch zivilen Frie-

densdienst. Es ist daher wichtig, dass Vereine und Initiativen den Einsatz für den Frieden als 

ein gemeinnütziges Ziel verfolgen können.

4. Streichung der Beweislastumkehr 

Die Umkehr der Beweislast in Bezug auf vermeintlich verfassungsfeindliche Bestre-

bungen sollte gestrichen werden. Nur so kann der in einem Rechtsstaat  gebotene 

Rechtsschutz sichergestellt werden.

Formulierungsvorschlag:

Neufassung des § 51 Absatz 3 AO:

(3) Eine Steuervergünstigung entfällt,  wenn tatsächliche Anhaltspunkte von hinrei-

chendem Gewicht dafür vorliegen, dass die Körperschaft verfassungsfeindliche Be-

strebungen im Sinne des § 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes verfolgt. Die Fi-

nanzbehörde teilt Tatsachen, die den Verdacht von Bestrebungen im Sinne des § 4  

des Bundesverfassungsschutzgesetzes oder des Zuwiderhandelns gegen den Ge-

danken der Völkerverständigung begründen, der Verfassungsschutzbehörde mit.

Der Staat darf keine Vereine mittelbar fördern, die Grund- und Menschenrechte infrage stel-

len, indem sie zum Beispiel mit ihren Aktivitäten menschenverachtende, rassistische oder 

antisemitische Ziele verfolgen oder eine solche Haltung in ihrer Satzung zum Ausdruck brin-

gen.

Dieses legitime Ziel ist im bisherigen Gemeinnützigkeitsrecht jedoch problematisch geregelt. 

Eine Erwähnung im Verfassungsschutzbericht des Bundes oder der Länder führt quasi auto-

matisch zur Aberkennung der Gemeinnützigkeit – obwohl die Grundlagen einer solchen Er-

wähnung oft genug im Dunkeln liegen, keine Begründung erforderlich ist und Rechtsschutz 

gegen eine fälschliche Erwähnung nur schwer möglich ist. 

 

Auch nach der vorgeschlagenen Streichung dieser Beweislastumkehr kann sich die Finanz-

behörde weiterhin der öffentlichen Verfassungsschutzberichte bedienen sowie im Rahmen 

des § 92 AO weitere Auskünfte bei den entsprechenden Behörden einholen. Die eingeholten 

Informationen müssen nun aber vollumfänglich die Behauptungen stützen und sind damit für 

die betroffene Organisation nachvollziehbar und auch anfechtbar. 
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5. Weiterführende Informationen

Den Entwurf eines Demokratiestärkungsgesetzes der GFF (August 2021) finden Sie hier.

Das Rechtsgutachten „Politische Betätigung gemeinnütziger  Körperschaften“  (April  2020) 

von Prof. Dr. Sebastian Unger finden Sie hier.

Das Rechtsgutachten “Politische Teilhabe der Zivilgesellschaft – Menschenrechtliche Rah-

menbedingungen für die Behandlung gemeinnütziger Organisationen“ (Oktober 2021) von 

Prof. Dr. Dr. Wiater finden Sie hier.

Den ZiviZ-Survey 2023, der festgestellt hat, dass fünf Prozent aller gemeinnützigen Vereine 

sich gerne mehr politisch einbringen möchten, aber durch die Verunsicherung im Gemein-

nützigkeitsrecht darauf verzichten, finden Sie hier. (Seite 25)

Die Studie “Engagiert Euch - nicht?” (Finanzamts-Studie), die nachgewiesen hat, dass das 

bestehende Gemeinnützigkeitsrecht ungenau ist, politisch gefordertes Engagement nicht gut 

absichert und so zu Rechtsunsicherheit führt, finden Sie hier.

Das Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundestages zur “Erweiterung des Ka-

talogs der gemeinnützigen Zwecke” (bezüglich Menschenrechte) vom 21. Mai 2015 finden 

Sie hier. 

Das gemeinsame Statement zur aktuellen Gesetzgebung zum Thema Gemeinnützigkeit von 

zwölf Dachverbänden und Netzwerken finden Sie hier. 

Eine Einordnung der Vereinbarungen im Koalitionsvertrag der Allianz “Rechtssicherheit für 

politische Willensbildung” finden Sie hier.

“AfD vs. Zivilgesellschaft: Angriff auf die Gemeinnützigkeit”, Blätter für deutsche und interna-

tionale Politik, Ausgabe 7/2022, finden Sie hier.

6. Kontaktdaten

Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung"

• Stefan Diefenbach-Trommer, Telefon 06421/620122, 

diefenbach-trommer@zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de

Campact e.V. 

• Ann-Kathrin Seidel, Telefon 0151/72013255, 

seidel@campact.de

Gesellschaft für Freiheitsrechte

• Kai Dittmann, Telefon 0157/92373782, 

kai.dittmann@freiheitsrechte.org 
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